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Zu dieser Bebauungsplanzeichnung gehört die Begründung und der Ausgleichsbebauungsplan mit Umweltbericht sowie die gutachterliche Stellungnahme
zu den Geruchsemissionen und -immissionen von Tierhaltungen .
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gemäß § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 3. Nov. 2017 (BGBl. I S. 3634) 
zuletzt geändert am 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728)

gemäß Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990, geändert am
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) und der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

§ 2
 Der Bebauungsplan tritt mit seiner Bekanntmachung 

gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB in Kraft.

bestehende Grundstücksgrenzen

Flurstücksnummern

Höhenlinien, Angabe der Höhe über N.N.

Anliegerstraße 
Gliederung der Verkehrsflächen:
- Mischverkehrsfläche
- Grünstreifen mit Parkplätzen

z.B. 221WH 4,50 maximale Wandhöhe Hauptgebäude: 4,50 m 
bei Festsetzung II = ID

WH 6,75

WH 7,50 maximale Wandhöhe Hauptgebäude: 7,50 m 
bei Festsetzung III = IID

WOHNGEBÄUDE INCL. ZUGEHÖRIGE GARAGEN UND NEBENANLAGEN:

Die Wandhöhe der Nebengebäude (Garagen und Neben-
anlagen) an der Traufseite darf höchstens 3,0 m betragen, 
gemessen von Oberkante Rohfußboden Erdgeschoß bis zum 
Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut.

Die Gebäudehöhe der Hauptgebäude darf höchstens 10,20 m
betragen, gemessen von Oberkante Rohfußboden Erdgeschoß
bis zum Dachfirst.

GH 10,20 maximale Gebäudehöhe Hauptgebäude: 10,20 m 
bei Festsetzung II = ID

Die Gebäudehöhe der Hauptgebäude darf höchstens 9,0 m
betragen, gemessen von Oberkante Rohfußboden Erdgeschoß
bis zum Dachfirst.

GH 9,0

GH 13,20

Die Gebäudehöhe der Hauptgebäude darf höchstens 13,20 m
betragen, gemessen von Oberkante Rohfußboden Erdgeschoß
bis zum Dachfirst.

Gebäude in Blockbohlenbauweise sind nicht zulässig.

Für die Festsetzung II = ID und III = IID gilt:
Die Hauptgebäude müssen in Firstrichtung längsrechteckig sein.

Die Oberkante des Rohfußbodens Erdgeschoß darf höchstens 
0,30 m über der Fahrbahnoberkante der Erschließungsstraße 
liegen, von der aus die Garage erschlossen wird, gemessen in der 
Mitte der straßenseitigen Grundstücksgrenze.

Die Hauptgebäude sind mit Außenputz oder mit einer Holzfassade 
in hellem Farbton auszuführen. Auffallend gemusterter Putz ist 
unzulässig. Die Holzschalung ist in waagrechter oder senkrechter 
Struktur auszuführen. Zur Gliederung der Baukörper sind Holz, helles 
Sichtmauerwerk und Sichtbeton sowie partielle Farbakzente 
zugelassen.

WH 6,75 maximale Außenwandhöhe: 6,75 m

Die maximale Außenwandhöhe darf höchstens 6,75 m betragen,
gemessen
-   bei geneigten Dächern an der Außenkante Außen-
    wand als Abstand zwischen Oberkante Erd-
    geschossfußboden und dem Schnittpunkt Außen-
    kante Außenwand mit der Oberkante Dachkonstruktion

SONSTIGE GEBÄUDE:

Gestaltung der Gebäude
Baustoffe und Anstriche in grellen Farben sind an
Gebäudeaußenflächen unzulässig.

Werbeanlagen
Werbeanlagen dürfen nicht oberhalb der Traufe 
angebracht werden. Unzulässig sind Anlagen mit bewegtem Licht. 

Gestaltung der unbebauten Flächen
Das natürliche Gelände darf nur soweit verändert werden, als dies 
zur ordnungsgemäßen Errichtung der Gebäude unumgänglich ist. 
Dies gilt auch für das Gelände an den Grundstücksgrenzen.
Ausnahmsweise können Stützmauern bis zu einer sichtbaren Höhe 
von 0,75 m zugelassen werden.
Geländeveränderungen sind so vorzunehmen, dass wild abflies-
sendes Wasser schadlos abgeführt wird.

Strassenbegrenzungslinie, Begrenzungslinie sonstiger
Verkehrsflächen

Strassenverkehrsflächen

Sichtdreiecke mit Maßzahlen
Innerhalb des Sichtdreiecks dürfen außer Zäunen
Hochbauten nicht errichtet werden; Anpflanzungen
aller Art und Zäune, sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem 
Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen
nicht angelegt und unterhalten werden, soweit sie sich
um mehr als 90 cm über eine durch die Dreieckspunkte
gelegte Ebene erheben würden.
Die Pflanzung von Bäumen mit Hochstämmen ist zulässig.

Flurweg

"Soweit § 20 Abs. 1 BauNVO zur Begriffsbestimmung des Vollge-
schosses auf Landesrecht verweist, gilt insoweit Art. 2 Abs. 5 in der 
bis zum 31. Dezember 2007 geltenden Fassung der BayBO fort."
Dort steht:
"Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der 
natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche liegen und 
über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von 
mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten Keller-
geschosse, deren Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m 
höher liegt als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche."

MD

II 2 Vollgeschosse zwingend
oder

oder

III=IID

II=ID

3 Vollgeschosse als Höchstgrenze
davon 2 Vollgeschosse bis zur Traufe
            1 Vollgeschoss im Dachraum

2 Vollgeschosse als Höchstgrenze
davon  1Vollgeschoss bis zur Traufe
             1Vollgeschoss im Dachraum

Untergeschosse sind so zu gestalten, dass sie nicht
als Vollgeschosse zählen.
Auf Art. 83 Abs. 7 BayBO wird verwiesen:

§ 1

Der Markt Aislingen erlässt aufgrund des § 2. Abs. 1 Satz1, 
des § 10 des Baugesetzbuches - BauGB - In der Fassung der 
Bekanntmachung vom  03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
der Baunutzungsverordnung - BauNVO - in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), 
des Art. 79, Abs. 1, Nr. 1 und des Art. 81 der Bayerischen 
Bauordnung - BayBO - in der geltenden Fassung, 
des Art. 3 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) 
in der gültigen Fassung und des Art. 23 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der geltenden Fassung den Bebauungs-
plan "Südblick" als Satzung.

Der Bebauungsplan besteht aus der Bebauungsplanzeichnung, 
den daneben vermerkten Festsetzungen sowie der Begründung 
mit Umweltbericht. 

Zum Bebauungsplan gehört der Ausgleichsbebauungsplan, 
gefertigt von Dipl.-Ing. (FH) Cornelia Sing, Landschaftsplanung,
Stettiner Ring 18, 86405 Meitingen

Zum Bebauungsplan gehört die gutachterliche Stellungnahme
zu den Geruchsemissionen und -immissionen von Tierhaltungen,
gefertigt von iMA Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Belfortstraße 2,
81667 München

5z.B.
16

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Masszahlen in Meter

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Je 600 m² Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum oder 
Obstbaum zu pflanzen und dauernd zu unterhalten.
Ausfälle von Pflanzen sind innerhalb eines Jahres gleichwertig und
gleichartig durch Nachpflazungen zu ersetzen.
Pflanzqualität: 
Hochstämme, StU. 8-10 cm

Der Erhalt von bestehenden Bäumen als auch die Randein-
grünung wird auf das Pflanzgebot angerechnet.

Grundflächenzahl 0,35 (§§ 16 + 17 BauNVO)0,35
Geschossflächenzahl 0,5 (§§ 16 + 17 BauNVO)0,5

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 +23 BauNVO)

offene Bauweise (§ 22, Abs. 2 BauNVO)o

Dachaufbauten in der Form von Schleppgauben,
Giebelgauben, Zwerchgiebeln oder Zwerchhäusern sind
zugelassen; ihre Gesamtbreite darf ein Drittel der
Gesamttrauflänge je Dachseite nicht überschreiten.

Der Firstansatz der Dachaufbauten muss mindestens 1,0 m unter 
dem Hauptfirst liegen.

Zwerchhäuser dürfen maximal 1,5 m vor die traufseitige
Außenwand vortreten.

Bei allen Dachaufbauten mit Satteldach ist die 
Dachneigung des Hauptdaches beizubehalten.
Bei allen anderen Dachaufbauten sind die Dachneigung und das 
Deckungsmaterial frei wählbar.
 
Dacheinschnitte sind nicht zulässig.
 
Dachflächenfenster sind zulässig, wenn sie in die Dachfläche 
integriert sind. Solaranlagen bzw. Fotovoltaikanlagen dürfen 
bis zu einem Abstand von 20cm parallel zur Dachhaut 
errichtet werden.

Bei Garagen und Nebenanlagen und untergeordneten Neben-
anlagen bis 75 m³ Bruttorauminhalt sind auch andere Dach-
formen, -neigungen und -deckungsarten zulässig.

Baugrenze

Garagen, Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO und 
Untergeordnete Nebenanlagen bis zu 75 m³ Bruttorauminhalt 
können auch außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet 
werden.

Die Regelabstandsflächen nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO
sind anzuwenden.

WOHNGEBÄUDE INCL. ZUGEHÖRIGE GARAGEN UND 
NEBENANLAGEN:

Für die Festsetzung II = ID und III = IID gilt Folgendes:
SD

42-52 Satteldach, Dachneigung 42-52 Grad, zwingend

Für alle Wohngebäude wird festgesetzt:

naturrote bis rotbraune, graue oder anthrazitfarbene Schuppen-
deckung
 
max. Dachüberstand an der Traufe:
0,5 m incl. Dachrinne
max. Dachüberstand am Ortgang: 0,3 m

offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
(§ 22, Abs. 2 BauNVO)E/D

Für die Festsetzung II  gilt Folgendes:

WD / SD
10-25

SONSTIGE GEBÄUDE:

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 11.07.2017
die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am 25.11.2019 ortsüblich öffentlich 
bekannt gemacht.

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Bau GB 
mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf 
des Bebauungsplanes in der Fassung vom 01.10.2019
hat in der Zeit vom 04.12.2019 bis 08.01.2020 stattgefunden.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 01.10.2019
hat in der Zeit vom 08.01.2020 bis 10.02.2020 stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung
vom 14.09.2021 wurden die Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 28.10.2021 bis
01.12.2021 beteiligt.

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom
14.09.2021 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der Zeit vom 20.10.2021 bis 22.11.2021
öffentlich ausgelegt.

WA Allgemeines Wohngebiet
nach § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO)

Dorfgebiet  nach § 5 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Einzelhandelsbetriebe sind nicht zulässig.
Ausnahmen nach § 5 Abs. 3 sind ausgeschlossen.

Auf der Erschließungsstraße ist mit landwirtschaftlichem Verkehr zu 
rechnen; ortsübliche Immissionen und Verschmutzungen sind 
zu dulden.

Für den Geltungsbereich des Baugebietes gilt der von
MOSER + ZIEGELBAUER, Architektur und Städtebau GmbH
Mittlere Gerbergasse 2, 86720 Nördlingen, vom 01.10.2019 
ausgearbeitete Bebauungsplan in der Fassung vom 08.02.2022
und die auf diesem vermerkten Festsetzungen.

MARKT AISLINGEN
ORTSTEIL BAUMGARTEN
LANDKREIS DILLINGEN AN DER DONAU
BEBAUUNGSPLAN
"SÜDBLICK"

a)

b)

c)

d)

e)

f)

g)

h)

MARKT AISLINGEN
ORTSTEIL BAUMGARTEN
LANDKREIS DILLINGEN AN DER DONAU
BEBAUUNGSPLAN
"SÜDBLICK"

Fußweg mit BegleitgrünstreifenF

P

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf
zu achten, dass die Bäume in mind. 3,0 m Entfernung
von den Anlagen der Versorgungsträger gepflanzt werden. 
Sollte dieser Mindestabstand unterschritten werden, sind 
Schutzmaßnahmen für die Anlagen erforderlich.

480

Die Wandhöhe des Hauptgebäudes an der Traufseite darf
höchstens 4,50 m betragen, gemessen von Oberkante Rohfuß-
boden Erdgeschoß bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dach-
haut.

maximale Wandhöhe Hauptgebäude: 6,75 m 
bei Festsetzung II
Die Wandhöhe des Hauptgebäudes darf höchstens 6,75 m 
betragen, gemessen von Oberkante Rohfußboden Erdgeschoß
bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut.

Die Wandhöhe des Hauptgebäudes an der Traufseite darf
höchstens 7,50 m betragen, gemessen von Oberkante Rohfuß-
boden Erdgeschoß bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dach-
haut.

maximale Gebäudehöhe Hauptgebäude: 9,0 m 
bei Festsetzung II

maximale Gebäudehöhe Hauptgebäude: 13,20 m 
bei Festsetzung III = IID

Baustoffe und Anstriche in grellen Farben und glänzen-
den Oberflächen sind an Gebäudeaußenflächen unzulässíg.

Abweichend von Art. 6 BayBO wird als unterer Bezugspunkt 
festgesetzt:

WW

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

private Grünfläche (§ 9, Abs. 1 , Nr. 15 BauGB)

Gebäude, bestehend

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG:
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für 
Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch 
der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch 
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu 
belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet.

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege weist auf die 
Meldepflicht nach Art 8 des BayDSchG hin:

Übersicht Ortsteil Baumgarten
M 1: 5000

Großgrünbestand, zu erhalten; bei Ausfall ist entsprechender 
Ersatz zu leisten.

1

2 2

Bei Garagen und Nebenanlagen und untergeordneten Neben-
anlagen bis 75 m³  Bruttorauminhalt sind auch andere Dach-
formen, -neigungen und -deckungsarten zulässig.

Walmdach und Satteldach zulässig
Dachneigung 10-25 Grad,
naturrote bis rotbraune oder anthrazitfarbene Schuppendeckung,
max. Dachüberstand an der Traufe: 0,70 m incl. Dachrinne,
Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nicht zugelassen.
Dachflächenfenster sind zulässig, wenn sie in die Dachfläche 
integriert sind.
Solaranlagen bzw. Fotovoltaikanlagen dürfen bis zu einem 
Abstand von 20cm parallel zur Dachhaut errichtet werden.

Die Gebäude sind mit einem Satteldach, Dachneigung 10-25°,
zu versehen.
Die Dachdeckung muss in einem gedeckten Farbton (naturrot
bis rotbraun, grau oder anthrazitfarben) erfolgen.

Solaranlagen bzw. Fotovoltaikanlagen dürfen bis zu einem 
Abstand von 20 cm parallel zur Dachhaut errichtet werden.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom
08.02.2022 den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
in der Fassung vom 08.02.2022 als Satzung beschlossen

Aislingen, den 09.02.2022

..................................
Jürgen Kopriva, 1. Bürgermeister

Ausgefertigt

Aislingen, den ..................

..................................
Jürgen Kopriva, 1. Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan
wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Aislingen, den ..................

..................................
Jürgen Kopriva, 1. Bürgermeister

Je Gebäude sind nicht mehr als 2 Wohnungen zugelassen.

Die Erstpflanzung der Gehölze auf den privaten Grünflächen
erfolgt durch die Gemeinde, spätestens ein Jahr nach Aufnahme
der Nutzung.
Die gepflanzten Gehölze sind dauerhaft zu pflegen, zu dulden
und bei Abgang zu ersetzen.

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser von Dach-
und Hofflächen sollte soweit möglich, breitflächig auf privaten 
bzw. öffentlichen Flächen versickert oder in einem Behälter 
unterhalb der natürlichen Geländeoberkante zum Zwecke der 
Grundstücksbewäserung gesammelt werden. 
Die Behälter können mit einem Überlauf in den Tagwasserkanal 
versehen werden.

Einleitung von Niederschlagswasser:
Für das Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis nur dann nicht 
erforderlich, wenn die Einleitung den Erfordernissen der Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung
(NWFreiV) i. d. F. vom 30.09.2008 und den technischen Regeln 
(TRENGW) entspricht.
Sind die NWFreiV und die TRENGW nicht anwendbar, ist rechtzeitig 
vor Baubeginn beim Landratsamt die Durchführung eines wasser-
rechtlichen Erlaubnis-Verfahrens zu beantragen.“

Grundsätzlich ist eine Versickerung des geförderten Grundwassers 
vorzusehen. 
Eine Grundwasserabsenkung über den Bauzustand hinaus ist nicht 
zulässig.
Bei der Errichtung von Hausdrainagen ist darauf zu achten, dass 
diese nicht an den Schmutz-/Mischwasserkanal angeschlossen 
werden. Es wird auf die Gefahr hingewiesen, dass bei der 
Hanglage mit den Bauten örtlich und zeitweise wasserführende 
Grundwasserleiter angeschnitten werden können. Das Hangwasser 
(interflow) ist durch entsprechende Vorkehrungen schadlos 
abzuleiten und schadlos wieder zu versickern. 
Eine Einleitung des Grundwassers in den öffentlichen
Schmutz-/Mischwasserkanal ist nicht statthaft.

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche 
Auffüllungen, Altablagerungen o. Ä. angetroffen werden. 
In diesem Fall ist umgehend das Landratsamt Dillingen 
einzuschalten, das alle weiteren erforderlichen Schritte in die 
Wege leitet.
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur 
aus erhöhten Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) 
vorliegen, welche zu zusätzlichen Kosten bei der Verwertung/Ent-
sorgung führen können. Wir empfehlen daher vorsorglich Boden-
untersuchungen durchzuführen. Das Landratsamt ist von fest-
gestellten geogenen Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.

Für die Einleitung von Niederschlagswasser aus dem geplanten 
Baugebiet, über die Regenwasserkanalisation in den Vorfluter 
Aislinger Bach ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich, 
sofern die Einleitung nicht genehmigungsfrei im Rahmen des 
Gemeingebrauchs und der zugehörigen technischen Regeln zum 
Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische 
Gewässer (TRENOG) erfolgt. Planunterlagen sind so rechtzeitig 
vor Erschließungsbeginn vorzulegen, dass vor Einleitungsbeginn
das wasserrechtliche Verfahren durchgeführt werden kann.
Um einer Abflussverschärfung entgegenzuwirken, sind 
entsprechende Rückhaltemaßnahmen vorzusehen.

Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser sind die Anforderungen der "Verordnung über die 
erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser" (Niederschlags-wasserfreistellungsverordnung 
-NWFreiV) und die dazugehörigen Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW) zu beachten. Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein 
wasserrechtliches Verfahren durchzuführen.
Die entsprechenden Unterlagen sind dann bei der Kreisver-
waltungsbehörde einzureichen. Zur Klärung der Behandlungs-
bedürftigkeit des Niederschlagswassers, also der Feststellung, 
ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser 
vorliegt, empfehlen wir die Anwendung des Merkblattes 
DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regen-
wasser" der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall (DWA).
Auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 der DWA wird hingewiesen 
("Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser").

Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Gründen des 
Gewässerschutzes zu sammeln und schadlos durch Ableiten in 
die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu beseitigen (dies gilt 
auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden).
Insbesondere trifft dies zu für Niederschlagswasser:
bei Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umge-
gangen wird bzw. auf denen ein solcher Umgang nicht auszu-
schließen ist oder auf denen sonstige gewässerschädliche 
Nutzungen stattfinden.

Aus gutachterlicher Sicht sollte auf den Dorfgebietsgrundstücken 
im Bestand daher kein neuer Immissionsort (z.B. Wohnhaus) 
entstehen. Gebäude die nicht zum dauerhaften Aufenthalt 
dienen (z.B. Lagerhallen) und Betriebsleiterwohnungen mit Bezug 
zu einem Tierhaltungsbetrieb sind davon ausgenommen.

Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke haben die 
landwirtschaftlichen Emmissionen (Lärm, Geruchs- und Staubein-
wirkungen) entschädigungslos hinzunehmen. 
Es ist mit zeitweiser Lärmbelästigung - Verkehrslärm aus dem land-
wirtschaftlichen Fahrverkehr- auch vor 6 Uhr morgens, bedingt 
durch das tägliche Futterholen, zu rechnen. 
Zudem sind sonstige Lärmbeeinträchtigungen jeglicher Art, 
z.B. während der Erntezeit (Mais-, Kartoffel- Silage- und Getreide-
ernte) auch nach 22.00 Uhr zu dulden. 

Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. 
Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unter-
boden sind möglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu 
verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von einem geeigneten 
Fachbüro ein Verwertungskonzept erstellen zu lassen

Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu 
schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, 
vor Verdichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung 
zuzuführen.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor 
physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Ver-
wertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 und 
DIN 19731 zu berücksichtigen.

Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden- und 
Witterungsverhältnissen möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind 
Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen.

Es wird empfohlen, entsprechend DIN 19639, die Baumaßnahme 
in der Planungs- und Ausführungsphase von einer qualifizierten 
bodenkundlichen Baubegleitung beaufsichtigen zu lassen.

Zulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. 
§ 12 BBodSchV zur Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht verwendet werden, sind die Anforderung des 
§ 12 BBodSchV einzuhalten.

Pflanzliste Randeingrünung

Sträucher: 2xv oB 60-100 Pflanzraster 1,5x1,5m als 2-3 reihige Hecke

Gemeiner Schneeball - Viburnum opulus
Hartriegel - Cornus sanguinea
Hasel - Corylus avellana
Holunder - Sambucus nigra
Schlehe - Prunus spinosa
Kornelkirsche - Cornus mas
Liguster - Ligustrum vulgare

Bäume II. Ordnung
- mind. 10% der Bepflanzung Randeingrünung
davon 
5% Pflanzgröße StU 8-10
5% Pflanzgröße 2 x v 100 - 150

Feld-Ahorn - Acer campestre
Hainbuche - Carpinus betulus
Vogel-Kirsche - Prunus avium
Eberesche - Sorbus aucuparia
alternativ Obstbäume StU 8-10 regionale, bewährte Sorten 

Die innere Durchgrünung entlang den Erschließungsstraßen ist 
entsprechend Plandarstellung zu bepflanzen mit 
Bäume II./III. Ordnung StU 8-10 
Rot-Dorn - Crataegus laevigata 'Paul's scarlet'
gefüllte Vogelkirsche - Prunus avium 'Plena'
Felsenbirne - Amelanchier laevis/ovalis
Zierapfel - Malus hybriden

H/B = 841 / 1495 (1.26m²)

Bebauungsplan "Südblick"


